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In eigener Sache – Einladung zur Herbsttagung

„Risiken und Nebenwirkungen“ – unter dieser Überschrift befasst sich unsere Herbsttagung vom 24. bis 26. November 2011 in Darmstadt mit den Folgen der Reformen im Familienrecht. Dazu laden wir Sie herzlich ein. Wie immer werden wertvolle Informationen und praktische Hinweise für die Praxis angeboten. Zum Beispiel wird anhand aktueller Rechtsprechung zur Wiedereinsetzung gezeigt, wie die Büroorganisation zu einer Haftungsfalle werden kann. Einzelne Fallgruppen verdeutlichen die verschiedenen Versäumnisse – etwa Fehler bei der Fristnotierung, bei der Übersendung von fristwahrenden Schriftsätzen per Fax oder Einzelanweisungen außerhalb der Büroorganisation. Am Ende wird aus den Rechtsprechungsbeispielen abgeleitet, wie Fehler in der Büroorganisation zu vermeiden sind.

Den Abschluss findet die Tagung traditionell mit der „Aktuellen Stunde“ am Samstagvormittag: „§ 1578 BGB – zurück in die Zukunft?“ heißt in diesem Jahr die Fragestellung, unter der Gretel Diehl, Vorsitzende Richterin am OLG Frankfurt a.M. und 

Heinrich Schürmann, Vorsitzender Richter am OLG Oldenburg, auf dem Podium diskutieren. Auf der Basis der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 25.1.2011 über die BGH-Rechtsprechung zur „Drittelmethode“ werden die Probleme bei der Bedarfsermittlung und im  Bereich der begrenzten Leistungsfähigkeit erörtert. 

Was das umfassende Programm an Vorträgen und Workshops außerdem zu bieten hat, können Sie auf unserer Internet-Seite nachlesen. Dort können Sie auch die Nachlesen der vergangenen Jahre ansehen, zum Beispiel vom vergangenen Jahr in Hannover. Durch die Teilnahme an den Fachvorträgen und Diskussionen werden 10,75 Zeitstunden im Sinne der Fachanwaltsverordnung bescheinigt.

EGMR: Kindeswohlinteresse und Umgangsrecht 

Die deutschen Gerichte weigerten sich, einem Mann den Umgang mit seinem mutmaßlichen leiblichen Sohn zu gewähren. Der rechtliche Vater ist der Ehemann der Kindesmutter. In der Weigerung der Gerichte stellte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte  eine Verletzung von Artikel 8 (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens)der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) fest. 

Auch wenn der Mann und die Kindesmutter nicht zusammengelebt hatten, war unbestritten, dass ihre ein Jahr und vier Monate dauernde Beziehung nicht bloß zufällig gewesen war. Er hatte sein Interesse an dem werdenden Kind hinlänglich deutlich gemacht, indem er es gemeinsam mit der Mutter plante, sie zu ärztlichen Untersuchungen begleitete und die Vaterschaft noch vor der Geburt anerkannte. Der Gerichtshof schloss folglich nicht aus, dass die Absicht des Antragstellers, eine Beziehung zu dem Kind aufzubauen, in den Geltungsbereich des „Familienlebens“ gemäß Artikel 8 fiel. Der Gerichtshof unterstrich, dass es Aufgabe der nationalen Gerichte ist, festzustellen, ob Kontakte zwischen einem biologischen Vater und seinem Kind in dessen Interesse liegen oder nicht. 

Beschwerde-Nr. 17080/07, Urteil vom 15.9.2011, Pressemitteilung des Kanzlers

BGH: Weiterleitung der Beschwerdeschrift durch das nicht zuständige Gericht

Ist für das Beschwerdegericht ohne weiteres zu erkennen, dass die an es adressierte Beschwerdeschrift gemäß § 64 FamFG an das Amtsgericht hätte gerichtet werden müssen, muss es sie dorthin im ordentlichen Geschäftsgang weiterleiten. Wäre der fristgerechte Eingang der Beschwerdeschrift beim Amtsgericht bei der gebotenen Weiterleitung zu erwarten gewesen, ist dem Rechtsmittelführer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren, wenn die Weiterleitung unterblieben ist. Das gilt auch dann, wenn er vom Amtsgericht zutreffend über die Einlegung der Beschwerde belehrt worden ist. 

Az XII ZB 50/11, Beschluss vom 17.8.2011

BGH: Neues Recht und Vollstreckungsverfahren

Ein Vollstreckungsverfahren nach § 89 FamFG bildet ein selbständiges Verfahren im Sinne von Art. 111 Abs. 1 und 2 FGG-RG. Auf das Verfahren ist neues Recht anzuwenden, wenn es nach dem 31. August 2009 eingeleitet wurde. 

Auch wenn in einem auf der Grundlage des früheren Rechts ergangenen Umgangsrechtsbeschluss bereits ein Zwangsgeld angedroht worden war, setzt die Vollstreckung nach neuem Recht durch Anordnung von Ordnungsmitteln eine Belehrung nach § 89 Abs. 2 FamFG voraus.

Az XII ZB 621/10, Beschluss vom  17.8.2011 

BGH: Vereinbarung der Gütertrennung bei Eheschließung auf Mauritius

Die Parteien streiten um die Verpflichtung des Antragstellers zur Auskunftserteilung im Zugewinnausgleichsverfahren nach deutschem Güterrecht. Da nach mauritischem Recht für die Wahl der Gütertrennung die gemeinsame Erklärung der Ehegatten gegenüber dem Standesbeamten bei der Eheschließung ausreicht und diese Form nach den Feststellungen des Berufungsgerichts eingehalten wurde, genügt die güterrechtliche Vereinbarung der Parteien der maßgeblichen Ortsrechtsform (Art. 11 Abs. 1 Alt. 2 EGBGB). Dadurch wird die nach deutschem Recht erforderliche notarielle Beurkundung nach § 1410 BGB des Ehevertrags ersetzt. Der Güterstand der Gütertrennung wurde also wirksam vereinbart. Deshalb kann die Antragsgegnerin vom Antragsteller keinen Zugewinnausgleich verlangen und auch den Auskunftsanspruch nach § 1379 Abs. 1 BGB nicht geltend machen. 

Az XII ZR 48/09, Urteil vom 13.7.2011

OLG Hamm: Verzicht auf die Durchführung des Versorgungsausgleichs

Nach neuem Recht ist ein Verzicht auf die Durchführung des Versorgungsausgleichs wechselseitig, wenn beide Beteiligten Versorgungsanwartschaften erworben haben.
Bei einem derart wechselseitigen Verzicht der Beteiligten steht dem mitwirkenden Rechtsanwalt eine Einigungsgebühr ( Nr.1000 VV RVG) zuzüglich Umsatzsteuer zu.
Az II-6 WF 100/11 und II-6 WF 101/11, Beschluss vom 28.7.2011

OLG Saarbrücken: Versorgungsausgleich und Quasi-Splitting bei Zeitsoldaten

Der ausgleichspflichtige Ehemann war Soldat auf Zeit und hat sich als solcher eine 

alternativ ausgestaltete Versorgungsaussicht entweder auf Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder auf Dienstzeitanrechnung in einem Beamtenverhältnis oder vergleichbaren öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis erworben. Deshalb unterliegt diese dem öffentlich-rechtlichen Versorgungsausgleich und ist in entsprechender Anwendung von § 1587b Abs. 2 BGB im Wege des so genannten Quasi-Splittings auszugleichen.
Az 9 UF 145/10, Beschluss vom 27.07.2011

OLG Stuttgart: Behördliche Anfechtung der Vaterschaft

Die behördliche Anfechtung der Vaterschaft gemäß § 1600 Abs. 1 Nr. 5 BGB ist nicht verfassungswidrig. Das behördliche Anfechtungsrecht höhlt weder die im KindRG erreichte Privatisierung der Vaterschaftsanerkennung aus, noch stört es die verfassungsrechtliche Idee der neben der biologischen Vaterschaft stehenden und den Schutz des Art 6 Abs. 1 GG verdienenden sozialen Vaterschaft. Zum einen wird das behördliche Anfechtungsrecht in einem, verglichen mit § 1314 Abs 1 Nr 5 BGB, deutlich präziseren Tatbestand (Abs. 3 Hs. 2) auf Fälle mit ausländerrechtlichem Hintergrund beschränkt. Zum anderen stellt Abs. 3 Hs. 1 sicher, dass nicht schon die fehlende biologische Richtigkeit der Anfechtung zum Erfolg verhilft. Behördlich anfechtbar ist nur eine Anerkennung, die sowohl unrichtig ist als auch den sozialen Kern väterlicher Verantwortungsübernahme vermissen lässt. (Staudinger, § 1600 BGB, Rn. 17 d).
Az 16 UF 284/10, Beschluss vom 25.7.2011

OLG Frankfurt/M.: Eilantrag und Hauptsacheantrag in Gewaltschutzsachen

Wenn in Gewaltschutzsachen, gleichzeitig mit einem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ein Hauptsacheantrag eingereicht wird, der inhaltsgleich ist und sich nur durch die Benennung von Zeugen vom Eilantrag unterscheidet, dann ist das mutwillig. Auch die grundsätzlich vorläufige Natur einer einstweiligen Anordnung in Gewaltschutzsachen (siehe § 214 FamFG) nötigt nicht zur gleichzeitigen Anhängigmachung eines Hauptsacheverfahrens. In der großen Mehrheit der Fälle erledigt sich die Gewaltsschutzangelegenheit im einstweiligen Anordnungsverfahren.  Auch deswegen ist es zumutbar und sinnvoll,  mit einem etwaigen Hauptsacheantrag jedenfalls bis zum Abschluss des Eilverfahrens zu warten. Schon die gesetzliche Regelung in § 52 FamFG macht deutlich, dass eine verständige Partei sich so verhalten würde. Diese würde dabei insbesondere auch das doppelte Kostenrisiko (s. hierzu Fischer in MDR 2011, 642, 643) berücksichtigen.

Az 3 WF 150, Beschluss vom 7.7.2011
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Heft Nr. 10/11 erscheint im Oktober 2011 mit einem Editorial von RA Klaus Schnitzler, Euskirchen, „Brauchen wir im Familienrecht den Gesetzgeber?“. Außerdem Aufsätze von Prof. Dr. Barbara Dauner-Lieb, Universität zu Köln, „Gütertrennung in der Unternehmer-Ehe“, von RiKG Dr. Martin Menne, „Zur unterhaltsrechtlichen Privilegierung der Erstausbildung eines gesteigert Unterhaltspflichtigen“, von Prof. Dr. Birgit Geissler, Universität Bielefeld, „Veränderung der Lebensformen in der gesellschaftlichen Entwicklung“ (Vortrag auf der Herbsttagung 2010 in Hannover) und von  RA Dr. Walter Kogel, Aachen, „Haushaltsgegenstände“.  Zahlreiche Anmerkungen zur Rechtsprechung, zum Beispiel zum BVerfG, Kindergeld und Zahlbetrag, zum BGH, Ausbildungsunterhaltsanspruch und zum OLG Hamm, teilweise Übertragung der elterlichen Sorge. 

Termine 

Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 24. bis 26. November 2011 in Darmstadt statt; unter der Überschrift „Risiken und Nebenwirkungen“ befasst sich die Tagung mit den Folgen der Reformen im Familienrecht. Ausführlichen Hinweis s. oben. Programm und Anmeldung 

Arbeitsgemeinschaft Erbrecht: 5. Erbrechtstagung am 14.10.2011 in München. Thema: Vermögensnachfolge – neueste Entwicklungen bei Personen-, Kapitalgesellschaften und Stiftungen aus Sicht des Zivil- und Steuerrechts. Programm
Die Seminarreihe zur aktuellen OLG-Rechtsprechung zum Familienrecht wird am 5.10.2011 in Frankfurt am Main fortgesetzt, Information und Anmeldung, und am 7.10.2011 in Rottenburg am Neckar (OLG Stuttgart), Information und Anmeldung. Die Liste der weiteren Orte und Termine finden Sie hier. 

Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. 

conventionpartners GmbH, e-mail: info@cp-bonn.de
Justiz und Interkulturelle Kompetenz, Tagung vom 7.-9.10.2011 in der Evangelischen Akademie Bad Boll, veranstaltet gemeinsam vom Deutschen Anwaltverein (DAV), Bundesverband der Übersetzer und Dolmetscher (BDÜ), vom Deutschen Juristinnenbund e. V. (djb), vom Deutschen Richterbund (DRB), und von der Neuen Richtervereinigung (NRV). Programm und Anmeldung.

v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,

Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
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